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Vergabestelle 

 
Verbandsgemeindeverwaltung Bruchmühlbach-Miesau 
-Zentrale Vergabestelle- 
Frau Götzinger 
Am Rathaus 2 
Tel: 06372/922-0107 
E-Mail: tatjana.goetzinger@vgbm.de 

Datum der Versendung 04.11.2026 

Vergabeart 

 Öffentliche Ausschreibung 

 Beschränkte Ausschreibung 

 Beschränkte Ausschreibung nach öffentli-
chem Teilnahmewettbewerb 

 Freihändige Vergabe 

 Internationale NATO-Ausschreibung 

Ablauf der Angebotsfrist 

Datum 03.12.2026 Uhrzeit 10:00 

Eröffnungstermin 

Datum 03.12.2026 Uhrzeit 10:00 

  

Bindefrist endet am 30.12.2026 

  

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots  

(Vergabeverfahren gemäß Abschnitt 1 der VOB/A)   

  

Bezeichnung der Bauleistung: 
 
Maßnahmennummer 

 
Baumaßnahme 

  
 

 
Vergabenummer 

 
Leistung 

StsW_01-26_TG Kampfmitteluntersuchungen 

 
Anlagen 

 

A) 

 

die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind: 

 212  Teilnahmebedingungen 

 216  Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegenden Unterlagen 

    

    

  Informationsschreiben IKZ 

  Merkblatt LTTG RLP 

  Information Art. 13 DSGVO 

 

 

B) 

 

 

die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden: 

  Teile der Leistungsbeschreibung: Baubeschreibung, Pläne, sonstige Anlagen 

 214  Besondere Vertragsbedingungen 

 225  Stoffpreisgleitklausel 

 228 Nichteisenmetalle 

 241  Abfall 

 244  Datenverarbeitung 
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C) 

 

die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Angebot einzureichen sind: 

 213 Angebotsschreiben 

  Teile der Leistungsbeschreibung: Leistungsverzeichnis/Leistungsprogramm 

 124 Eigenerklärung zur Eignung 

 125 Sicherheitsauskunft und Verpflichtungserklärung Teilnehmer 

 221/222 Angaben zur Preisermittlung entsprechend Formblatt 221 oder 222 

 224 Angebot Lohngleitklausel 

 233 Nachunternehmerleistungen 

 234 Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 

 248 Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten 

  Mustererklärung 1 Landestariftreuegesetz Rheinland-Pfalz (LTTG) 

  Mustererklärung 3 Landestariftreuegesetz Rheinland-Pfalz (LTTG) 

  Nachweise sowie im FB 216 aufgelistet  

 

D) 

 

die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle einzureichen sind: 

   

 223 Aufgliederung der Einheitspreise entsprechend Formblatt 223 

   

   

1 Es ist beabsichtigt, die in beigefügter Leistungsbeschreibung bezeichneten Bauleistungen im Na-
men und für Rechnung 

 Verbandsgemeindeverwaltung Bruchmühlbach-Miesau 

 Am Rathaus 2 

 66892 Bruchmühlbach-Miesau 

  

 zu vergeben. 

 
 
Es ist beabsichtigt, die in beigefügtem Vertragsformular bezeichneten Instandhaltungsleistungen 
im Namen und für Rechnung 

  

  

  

  

 zu vergeben. 

2 Kommunikation 

 Die Kommunikation erfolgt 

  elektronisch über die Vergabeplattform 

  in Textform unter nachstehender Anschrift: 

  Stelle  Tel.  

    Fax  

  Straße  E-Mail  

  PLZ/Ort    

  

  

3 Unterlagen (Erklärungen, Angaben, Nachweise) 

3.1 Folgende Unterlagen sind mit dem Angebot einzureichen: 

  siehe Formblatt Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegende Unterlagen 

  Urkalkulation 
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3.2 frei 

3.3 Nachforderung 

Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit dem Angebot gefordert war, werden 

  nachgefordert 

  teilweise nachgefordert, und zwar folgende Unterlagen: 

 
 

  nicht nachgefordert 

3.4 Folgende Unterlagen sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vorzulegen: 

  siehe Formblatt Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegenden Unterlagen  

   

4 Losweise Vergabe 

  nein 

  ja, Angebote sind möglich 

   nur für ein Los 

   für ein Los oder mehrere Lose 

    

    

   nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden) 

   
 
 

5 Mehrere Hauptangebote 

Die Abgabe von mehr als einem Hauptangebot ist 

  zugelassen 

Werden mehrere Hauptangebote abgegeben, muss jedes aus sich heraus zuschlagsfähig sein. 
§ 13 Absatz 1 Nummer 2 VOB/A gilt für jedes Hauptangebot. 

  nicht zugelassen 

 

6 Nebenangebote 

6.1  Nebenangebote sind nicht zugelassen, Nummer 4 der Teilnahmebedingungen gilt nicht. 

6.2  Nebenangebote sind zugelassen (siehe auch Nummer 4 der Teilnahmebedingungen) - ausgenom-
men Nebenangebote, die ausschließlich Preisnachlässe mit Bedingungen beinhalten - 

   für die gesamte Leistung 

   nur für nachfolgend genannte Bereiche: 

    

    

   mit Ausnahme nachfolgend genannter Bereiche: 

    

  unter folgenden weiteren Bedingungen: 

   nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 

   Pauschalpreisangebote sind nicht zugelassen 
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7 Angebotswertung 

7.1  Kriterien für die Wertung der Haupt- und ggf. Nebenangebote 
 

   Zuschlagskriterium Preis 
Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. 
Die Wertungssummen werden ermittelt aus den nachgerechneten Angebotssummen, insbeson-
dere unter Berücksichtigung von Nachlässen, Erstattungsbetrag aus der Lohngleitklausel, In-
standhaltungsangeboten. 
Werden mehrere Hauptangebote abgegeben, muss jedes aus sich heraus zuschlagsfähig sein. 
§ 13 Absatz 1 Nummer 2 VOB/A gilt für jedes Hauptangebot. 
 

   Mehrere Zuschlagskriterien gemäß Formblatt Zuschlagskriterien 
 

7.2  Bevorzugungsregelung nach dem Sozialgesetzbuch IX 

Ist das Angebot eines bevorzugten Bieters ebenso wirtschaftlich wie das ansonsten wirtschaftlichste 
Angebot eines nicht bevorzugten Bieters, so wird dem bevorzugten Bieter der Zuschlag erteilt. Bei 
der Wertung der Angebote wird der von bevorzugten Unternehmen angebotene und zur Wertung 
herangezogene Preis 
 
a) bei anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen und anerkannten Blindenwerkstätten mit 
einem Abschlag von 15 v. H., 
 
b) bei anerkannten Inklusionsbetrieben mit einem Abschlag von 10 v. H. 
berücksichtigt. 
 
Falls das Angebot von einer Bietergemeinschaft abgegeben wird, so wird nur der Anteil berücksich-
tigt, den die bevorzugten Einrichtungen an dem Gesamtangebot der Arbeitsgemeinschaft haben. 
Bei der Angebotsabgabe ist der Anteil der bevorzugten Einrichtungen anzugeben. 
 

7.3  Berücksichtigung von Ausbildungsbetrieben 

Bei der Wertung der Angebote wird im Rahmen der vergaberechtlichen Bestimmungen bei sonst 
wirtschaftlich gleichwertigen Angeboten dem Unternehmen bevorzugt der Zuschlag erteilt, das 
zum Zeitpunkt der Ausschreibung im Verhältnis zu den mitbietenden Unternehmen Ausbildungs-
plätze bereitstellt oder sich an der beruflichen Erstausbildung beteiligt. 
  
Diese Voraussetzungen sind auf gesondertes Verlangen durch eine Eigenerklärung nachzuwei-
sen. Eine Anwendung dieser Regelung ist ausgeschlossen, wenn eines der gleichwertigen An-
gebote von einem ausländischen Bieter abgegeben wurde. 
 

7.4  Berücksichtigung von Unternehmen mit Frauenfördermaßnahmen 

Bei der Wertung der Angebote wird im Rahmen der vergaberechtlichen Bestimmungen bei sonst 
wirtschaftlich gleichwertigen Angeboten dem Unternehmen bevorzugt der Zuschlag erteilt, das 
zum Zeitpunkt der Ausschreibung im Verhältnis zu den mitbietenden Unternehmen umfassen-
dere Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von Frauen im Erwerbsleben durchführt. 
 
Diese Voraussetzungen sind auf gesondertes Verlangen durch eine Eigenerklärung nachzuwei-
sen. Eine Anwendung dieser Regelung ist ausgeschlossen, wenn eines der gleichwertigen An-
gebote von einem ausländischen Bieter abgegeben wurde. 
 

  

8.0     Zugelassene Angebotsabgabe 

  elektronisch in Textform 

  elektronisch mit fortgeschrittener/m Signatur/Siegel. 

  elektronisch mit qualifizierter/m Signatur/Siegel. 
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Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Textform muss der Bieter zu erkennen sein; falls vorge-
geben, ist das Angebot mit der geforderten Signatur/dem geforderten Siegel zu versehen. 
Das Angebot ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über die Vergabe-
plattform verschlüsselt der Vergabestelle zu übermitteln. 
 

  schriftlich 

  schriftliche Angebote sind nicht zugelassen. 

 

 

9        Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 

Vergabebestimmungen wenden kann: 

 
Dieses Vergabeverfahren fällt in den Anwendungsbereich der Landesverordnung über die Nachprüfung 
von Vergabeverfahren durch Vergabeprüfstellen.  

Bieter müssen erkannte oder erkennbare Verstöße innerhalb der jeweils geltenden Fristen des § 10 Abs. 
3 dieser Verordnung gegenüber dem Auftraggeber rügen, anderenfalls können sie vor der Vergabeprüf-
stelle in der Sache nicht gehört werden. (Weitere Hinweise zu den Rügeobliegenheiten des Bieters siehe 
Ziffer 13 der Teilnahmebedingungen, Formblatt 212) 

 

Vergabeprüfstelle, an die der Auftraggeber eventuelle Beanstandungen des Bieters weiterleitet, 
sofern der Bieter nicht ausdrücklich auf eine Weiterleitung verzichtet hat: 
 
Vergabeprüfstelle beim 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau 
Stiftstraße 9 
55116 Mainz 
E-Mail: vergabepruefstelle@mwvlw.rlp.de,Telefon: 06131 / 16 25 46 
 

Zuständige Aufsichtsbehörde: 

Vergabeprüfstelle bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion  
Willy-Brandt-Platz 3  
54290 Trier  
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